Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2082 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und DP 


Der Bundestag wolle beschließen, dem folgenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen : 

Entwurf eines Gesetzes 


zur Ergänzung des Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 
(Ergänzungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt-- 
schaft vom 9. März 1951 (BGBl. I S. 163) 
wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 1 Absatz 1 Nr. 2 wird folgende 

Vorschrift als Nr. 2 a eingefügt: 

„2a. über die Erzeugung, die Verarbeitung 
und die Lieferung von Waren der 
gewerblichen Wirtschaft sowie über 
die Kennzeichnung von/ Lieferauf- 
trägen, soweit es erforderlich ist, um 
sicherzustellen, daß 

a) Waren der gewerblichen Wirt- 
schaft, die zur Herstellung von 
Ausfuhrwaren im Rahmen beste- 
hender Ausfuhrverträge benötigt 
werden, mit Vorrang vor anderen 
Waren geliefert werden, 

b) die zur Durchführung von Aus- 
fuhrverträgen benötigten Waren 
der gewerblichen Wirtschaft mit 
Vorrang vor anderen Waren her- 
gestellt und geliefert werden, 

c) diejenigen Waren der gewerblichen 
Wirtschaft, die für eine im In- 
teresse der Gesamtwirtschaft vor- 
dringlichen Ausfuhr notwendig 
sind, mit Vorrang vor anderen 
Waren hergestellt und für die Aus- 
fuhr bereitgestellt werden,“ 

2. § 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wenn die in Absatz 1 Nummern 
1, 2 oder 2 a genannten Voraussetzungen 
entfallen, sind die auf Grund dieser Be- 


stimmungen erlassenen Vorschriften auf- 
zuheben.“ 

3. Hinter § 7 Absatz 1 Nr. 2 wird folgende 
Vorschrift als Nr. 2 a eingefügt: 

„2a. den zur Sicherstellung der Ausfuhr 
erlassenen Vorschriften, die auf § 1 
Absatz 1 Nr. 2 a beruhen, oder“ 

4. Hinter § 7 wird folgende Vorschrift als 
§ 7 a eingefügt: 

4 7 a 

(1) Wer sich eine bevorzugte Beliefe- 
rung mit Waren der gewerblichen Wirt- 
schaft dadurch verschafft, daß er durch 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
einen Irrtum über das Bestehen eines 
Liefervorrangs auf Grund der gemäß § 1 
Absatz 1 erlassenen Rechtsvorschriften 
für diese Waren erregt oder unterhält, 
wird mit Gefängnis und Geldstrafe bis 
zu 100 000. — Deutsche Mark oder einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) § 7 Absätze 2 bis 5 ist anzu- 
wenden.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 

Verkündung in Kraft und mit Ablauf des 

30. Juni 1952 außer Kraft. 

Bonn, den 16. März 1951 

Dr. von Brentano und Fraktion 

Euler und Fraktion 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
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